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Stellungnahme der Stadtverwaltung Erfurt zur Drucksache  1526/19 

Titel 

Die Stadtverwaltung Erfurt sieht bis zum richterlichen Beschluss von jeglichen Baumfällungen 

für den Bastionskronenpfad im Bereich des Geschützen Landschaftsbestandteils (GLB) am 

Petersberg ab. 

Öffentlichkeitsstatus 

öffentlich 

 
 

Stellungnahme 

Die Stadtverwaltung Erfurt sieht bis zum richterlichen Beschluss von jeglichen Baumfällungen 

für den Bastionskronenpfad im Bereich des Geschützen Landschaftsbestandteils (GLB) am 

Petersberg ab.   

 

Die, den Bastionskronenpfad betreffende Forderung, der Bürgerinitiative "Stadtbäume statt 

Leerräume" ist eine von insgesamt 16 Forderungen. Die Verwaltung arbeitet auf der Grundlage 

der unten aufgeführten Beschlüsse. Solange diese ihre Gültigkeit behalten, ist die Verwaltung 

gehalten, an der Umsetzung zu arbeiten. 

 

 DS 2123/17 – Buga 2021 – Maßnahmenkonzept Petersberg    

 DS 1267/18 – Buga 2021 – Neugestaltung des oberen Plateaus auf dem Petersberg – 

Beschluss zur Umsetzung des Siegerentwurfs  

 DS 1394/18 – Buga 2021 – Ideenkonzept-Leitidee Petersberg    

 

Auf Grund der angestrebten Inbetriebnahme des Bastionskronenpfads zur BUGA 2021 ist ein 

Fortgang der Arbeiten auch weiterhin notwendig. Soweit ein Gericht anordnet, den Vollzug der 

Stadtratsbeschlüsse bezüglich des Bastionskronenpfads im Bereich des "Wäldchens" auszusetzen 

bzw. in einem Eilverfahren die sog. aufschiebende Wirkung hierfür anordnet, wird die 

Verwaltung selbstverständlich dies einhalten und den Vollzug aussetzen. Aus Sicht der 

Verwaltung gibt es aktuell aber keinen Grund bis dahin die vorbereitenden Arbeiten (z.B. 

Erstellen der Ausschreibungsunterlagen) einzustellen, da es noch keine entsprechende 

Gerichtsentscheidung bzw. nach aktueller Kenntnis noch keinen Antrag der Bürgerinitiative bei 

Gericht gibt. Des Weiteren ist zu betonen, dass nötige Fällungen nur im gesetzlich zulässigen 

Zeitraum von Oktober bis einschließlich Februar und nur bei Vorliegen der 

Genehmigungsvoraussetzungen stattfinden können. Bis dahin wird die Verwaltung weiterhin 

das Gespräch mit der Bürgerinitiative suchen und im Rahmen der vereinbarten Arbeitsgruppe an 

Lösungen für die weiter diskutierten Fragestellungen des Bürgerbegehrens arbeiten. 

 
 

 

Anlagen  

 

 

 

gez. Hilge 
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